
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Stephan Thomae, Grigorios Aggelidis, 
Renata Alt, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
– Drucksache 19/18258 –

Beauftragung von Rechtsanwaltskanzleien

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Medienberichten zufolge gab das Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur vor Kurzem mehr als 240.000 Euro für ein Gutachten einer Wirt-
schaftskanzlei aus (vgl. https://www.spiegel.de/politik/deutschland/pkw-maut-a
ndreas-scheuer-bestellte-gefaelligkeitsgutachten-fuer-ueber-200000-euro-a-000
00000-0002-0001-0000-000169006273). Während der Finanzkrise 2008/2009 
hatten das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie und das Bundes-
ministerium der Finanzen jeweils Gesetzentwürfe von Rechtsanwaltskanzleien 
erstellen lassen. Alle diese Vorgänge erfolgten ohne Ausschreibungen (vgl. 
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/gesetzesstreit-zypries-behark
t-sich-mit-zu-guttenberg/3236890.html?ticket=ST-58375-9va1fwnqSagffl1F6F
S5-ap6).

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Die Bundesministerien sind durch die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie 
und der deswegen notwendigen Maßnahmen derzeit besonders belastet. Um in 
dieser besonderen Situation die Wahrnehmung der ihr zugewiesenen Aufgaben 
nicht zu gefährden, kann die Antwort nur auf die in der Beantwortungsfrist 
recherchierbaren Informationen gestützt werden. Auch eine mögliche Frist-
verlängerung hätte wegen einer Gefährdung der Aufgabenerfüllung in anderen 
Bereichen keine weiteren Informationen ermöglicht. Die Bundesregierung 
beantwortet die Fragen deshalb soweit wie möglich unter Bezugnahme auf vor 
kurzem bereits erfolgte Anfragen und deren Beantwortung wie folgt:
Zur Erhebung der für die Beantwortung der Fragen erforderlichen Daten war 
eine Ressort-abfrage durchzuführen. Dabei wurden als Maßstab die entsprech-
enden erläuternden Ausführungen in der Vorbemerkung der Fragesteller zu-
grunde gelegt. Die Fragen beziehen sich nach hiesigem Verständnis der Vor-
bemerkung und der einzelnen, von den Fragen betroffenen Positionen nicht auf 
die Mandatierung von Rechtsanwälten zur Prozessvertretung in konkreten ge-
richtlichen Verfahren. Prozessvertretungen erfolgen im Rahmen des Prozess-
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rechts, ggf. zwingend, mit gesetzlichen Regelungen auch zur Abrechnung, ins-
besondere zur Kostenverteilung durch das Gericht.
Die Angaben zu den Auftragshonoraren sowie zu Einzelunternehmen sind als 
„VS – Vertraulich“ eingestuft.
Die Bundesregierung ist bei der Beantwortung von Fragen aus dem Parlament 
verfassungs-rechtlich insbesondere dazu verpflichtet, die Grundrechte Dritter 
zu wahren. Hierunter fallen auch die von Artikel 12 Absatz 1 und Artikel 14 
Absatz 1 des Grundgesetzes (GG), im Übrigen nach Artikel 2 Absatz 1 GG ge-
schützten Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse der Empfänger von Beratungs-
leistungen und beauftragten Beratungsunternehmen. „Als Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisse werden alle auf ein Unternehmen bezogenen Tatsachen, 
Umstände und Vorgänge verstanden, die nicht offenkundig, sondern nur einem 
begrenzten Personenkreis zugänglich sind und an deren Nichtverbreitung der 
Rechtsträger ein besonderes Interesse hat.“ (BVerfGE 115, 205/230 zum Schutz 
aus Artikel 12 GG). Auftragsnehmer, Auftragsinhalt sowie die entsprechenden 
Kosten der Aufträge stellen dem Wesen nach derartige Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisse dar, gerade auch in der hier abgefragten, auf die Einzelauf-
träge und deren Gesamtheit bezogenen Zusammenstellung. Für diejenigen, die 
über Kenntnisse der Branchenüblichkeit verfügen, lassen die Angaben auch 
Rückschlüsse auf Umfang und Kostenstruktur der jeweiligen Leistungserbrin-
ger zu. Rückblickend für einen Zeitraum von fast vier Jahren zu entscheiden, 
ob in Einzelfällen eine Wettbewerbsrelevanz entfallen ist, wäre nicht möglich, 
ohne alle Auftragsverhältnisse im Detail zu beurteilen.
Auch wäre es in Anbetracht der Zahl der einzelnen Aufträge, der Zahl der Auf-
tragnehmer und des betroffenen Zeitraums nicht zeitnah möglich, alle betroffe-
nen Auftragnehmer um eine Einwilligung zur offenen Mitteilung der Honorare 
zu bitten.
Vor diesem Hintergrund kann eine Beantwortung der Frage 2 bis 5 nach sorg-
fältiger Abwägung des Informationsinteresses der Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages einerseits und der angesprochenen Geheimschutzinteressen ande-
rerseits offen einheitlich nur ohne die Honorarangaben erfolgen und nicht in 
einer zur Veröffentlichung in einer Bundestagsdrucksache bestimmten Weise. 
Unter entsprechender VS-Einstufung werden die Angaben daher an die Ge-
heimschutzstelle des Deutschen Bundestages übersandt.

 1. Wie viel Honorar oder andere Entgelte hat die Bundesregierung im Laufe 
der Legislaturperiode an externe Rechtsanwaltskanzleien gezahlt (bitte 
nach Jahren und Bundesministerien aufschlüsseln)?

Die entsprechenden Angaben sind der Anlage 1 zu entnehmen.

 2. Hat die Bundesregierung seit Beginn der Legislaturperiode komplette 
Gesetzentwürfe bzw. Verordnungsentwürfe oder Teile davon durch 
Rechtsanwaltskanzleien erstellen lassen, und wenn ja, welche Entwürfe, 
und durch wen?

 3. Welche Kosten sind durch die Beauftragung der zu Frage 2 genannten 
Rechtsanwaltskanzleien entstanden (bitte nach Bundesministerien, Jah-
ren und Kanzleien aufschlüsseln)?

Die Fragen 2 und 3 werden gemeinsam beantwortet.
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Seit Beginn der Legislaturperiode sind keine kompletten Gesetzesentwürfe/
Verordnungsentwürfe oder Teile davon durch Rechtsanwaltskanzleien erstellt 
worden.

 4. Hat die Bundesregierung seit Beginn der Legislaturperiode Rechts-
gutachten durch Rechtsanwaltskanzleien erstellen lassen, und wenn ja, 
welche Gutachten, und durch wen?

 5. Welche Kosten sind durch die Beauftragung der zu Frage 4 genannten 
Rechtsanwaltskanzleien entstanden (bitte nach Bundesministerien, Jah-
ren und Kanzleien aufschlüsseln)?

Die Fragen 4 und 5 werden gemeinsam in Anlage 2 offen beantwortet bzw. in 
Anlage 3, die „VS – Vertraulich“ eingestuft ist.*

 6. Wenn Frage 2 oder Frage 4 bejaht wurden, aus welchen Gründen greift 
die Bundesregierung nicht auf hauseigene Juristen oder auf das Bundes-
ministerium der Justiz und für Verbraucherschutz zur Erstellung von 
Gesetzentwürfen oder juristischen Gutachten zurück?

Auf die Antwort zu Frage 3 der Kleinen Anfrage der Fraktion der AfD auf 
Bundestagsdrucksache 19/16318 wird verwiesen. Die Sach- und Rechtslage hat 
sich seitdem nicht geändert.

 7. Nach welchen rechtlichen Vergabekriterien erfolgt die Beauftragung von 
Rechtsanwaltskanzleien durch die Bundesregierung?

Sowohl die Unterschwellenvergabeordnung (§ 31 UVgO) als auch das Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) für den Oberschwellenbereich 
(§ 122 GWB) sehen vor, dass öffentliche Aufträge an fachkundige und leis-
tungsfähige (geeignete) Unternehmen vergeben werden, die nicht in direkter 
oder entsprechender Anwendung der §§ 123, 124 GWB ausgeschlossen worden 
sind. Eignungskriterien ergeben sich aus § 33 UVgO bzw. § 122 Absatz 2 
GWB. Der Zuschlag wird auf das wirtschaftlichste Angebot erteilt (§ 43 Ab-
satz 1 UVgO, § 127 Absatz 1 GWB). Welche Kriterien zur Ermittlung des wirt-
schaftlichsten Angebots herangezogen werden können, ergibt sich aus § 43 
UVgO bzw. § 127 GWB i. V. m. § 58 Vergabeverordnung (VgV).
Auch wenn bei der Vergabe von Rechtsberatungsaufträgen die Regelungen der 
UVgO gemäß § 50 UVgO keine Anwendung finden, orientieren sich die Ver-
gabestellen regelmäßig gleichwohl an diesen Vorgaben.

Wie viele Aufträge an Rechtsanwaltskanzleien wurden in dieser Legis-
laturperiode freihändig vergeben (bitte nach Kanzleien aufschlüsseln)?

„Freihändige Vergabe“ war eine Vergabeart nach der VOL/A für den Unter-
schwellenbereich, § 3 Absatz 1 und 5 VOL/A. Die VOL/A wurde im Februar 
2017 durch die UVgO ersetzt. An die Stelle des § 3 Absatz 1 und 3 VOL/A 
sind § 8 Absatz 1 und 4 UVgO getreten, geregelt wird die Verhandlungsver-
gabe mit oder ohne Teilnahmewettbewerb.
Die Vergabeart „freihändige Vergabe“ im Sinne der ehemals von der VOL/A 
geregelten Vergabe gibt es für freiberufliche Leistungen nicht mehr. Für frei-

* Das Bundesministerium der Finanzen hat die Antwort als „VS – Vertraulich“ eingestuft. Die Antwort ist in der 
Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort nach Maßgabe der Geheimschutzordnung ein-
gesehen werden.
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berufliche Leistungen (im Sinne des § 18 Absatz 1 Nummer 1 EStG, etwa auch 
Leistungen von Rechtsanwälten) unterhalb des Schwellenwertes (§ 106 Ab-
satz 2 Nummer 1 GWB i. V. m. Artikel 4 der Richtlinie 2014/24/EU in der Fas-
sung der Delegierten VO der EU 2019/1828 vom 30. Oktober 2019; für Dienst-
leistungen im juristischen Bereich: von 750.000 Euro) gilt § 50 UVgO. § 50 
UVgO fordert nur, dass die Auftragserteilung „grundsätzlich im Wettbewerb“ 
erfolgt. Damit ist eine Vergabe ohne vorherige öffentliche Vergabebekannt-
machung, insbesondere ohne Teilnahmewettbewerb möglich. Das gilt auch im 
Rahmen des § 8 Absatz 4 Nummer 17 UVgO im Übrigen auch für nicht-
freiberufliche Leistungen.
Welche einzelnen Aufträge durch die Bundesministerien in der laufenden 
Legislaturperiode vergeben worden sind, an welche Auftragnehmer und zu wel-
chen Honoraren dies erfolgte und damit auch, ob die aufgelistete Aufträge ggf. 
die oben genannten Schwellenwerte erreichten, hat die Bundesregierung in ih-
rer Antwort auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache 19/16472 mitge-
teilt.

 8. Inwieweit dokumentiert und veröffentlicht die Bundesregierung die Be-
auftragung von Rechtsanwaltskanzleien?

Die Dokumentationspflichten in Vergabeverfahren sind vergaberechtlich für 
Unterschwellenvergaben in § 6 UVgO und für Oberschwellenvergaben in § 8 
VgV geregelt. Auch wenn bei der Vergabe von Rechtsberatungsaufträgen die 
Regelungen der UVgO gemäß § 50 UVgO keine Anwendung finden, orientie-
ren sich die Vergabestellen regelmäßig gleichwohl an diesen Vorgaben.
Regelungen zur Veröffentlichung von Auftrags- und Vergabebekanntmachun-
gen sind im Unterschwellenbereich in den §§ 27 bis 30 UVgO enthalten. Im 
Oberschwellenbereich ergeben sich die Vorschriften aus §§ 37 bis 41 VgV.
Darüber hinaus gilt bei allen Vorgängen die behördeninterne Pflicht zur Akten-
führung.

 9. Haben Bundesminister oder Staatssekretäre einzelne Rechtsgutachten 
persönlich in Auftrag gegeben (wenn ja, bitte nach Jahren, Geschäfts-
bereichen und Anzahl aufschlüsseln)?

Aufträge werden immer erteilt durch die in dem jeweiligen Ressort zuständigen 
Stellen. Vorgaben zum Dienstweg, ggf. Zustimmungsvorbehalte sind einzu-
halten. ‚Persönlich‘ erteilte Aufträge zugunsten oder zulasten eines Ressorts 
gibt es darüber hinaus nicht. Alle Aufträge sind zu dokumentieren (siehe Ant-
wort zu Frage 8). Für alle Zahlungen gilt das Vier-Augen-Prinzip. Kontrolliert 
wird dies intern durch die Innenrevision, extern durch den Bundesrechnungs-
hof.

10. Wie hat die Bundesregierung bei der Auswahl der mandatierten Rechts-
anwaltskanzleien auf potenzielle Interessenkonflikte geachtet?

Die Regelungen zur Verhinderung von Interessenkollisionen und zur Korrup-
tionsprävention hat die Bundesregierung ausführlich in ihrer Antwort auf die 
Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache 19/16472 (S. 3 bis 4) dargestellt.
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